
DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
Dezember 2006

69

Die Umsetzung
der neuen Eigen-
kapitalregelungen
f�r Banken in
deutsches Recht

Am 1. Januar 2007 beginnt die Phase

der Anwendung der neuen Basel II-

Eigenkapitalregeln in Deutschland. Zu

diesem Zeitpunkt werden die maßgeb-

lichen EG-Richtlinien �ber eine �nde-

rung des Kreditwesengesetzes und den

Erlass einer Solvabilit�tsverordnung in

nationales Recht umgesetzt. W�hrend

der bisherige Grundsatz I auf quanti-

tative Mindestkapitalstandards ausge-

richtet war, werden mit der Basel II-

Umsetzung zwei zus�tzliche S�ulen ein-

gef�hrt: der bankgesch�ftliche �ber-

pr�fungsprozess (S�ule II) und die

Offenlegungsstandards (S�ule III). Die

k�nftig verst�rkte qualitative Orientie-

rung der Solvabilit�tsaufsicht findet

ihren Ausdruck in prinzipienbasierten

Vorgaben, die nach dem Grundsatz der

Proportionalit�t entsprechend den je-

weiligen institutsspezifischen Gege-

benheiten flexibel und risikoangemes-

sen angewandt werden k�nnen. Auch

die Mindesteigenmittelanforderungen

(S�ule I), insbesondere zur Deckung

von Kredit- und operationellen Risiken,

wurden in Richtung Risikoorientierung

und Risikoad�quanz weiterentwickelt

und umfassen jetzt alternative Risiko-

messverfahren unterschiedlicher Kom-

plexit�t. Es ist auch im Interesse der

Aufsicht, wenn qualitativ hochwer-

tige Elemente institutsinterner Risiko-

managementverfahren im Rahmen der

Eigenmittelregulierung oder Liquidi-

t�ts�berwachung intensiver Ber�ck-

sichtigung finden.
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1988 ver�ffentlichte der Baseler Ausschuss

f�r Bankenaufsicht erstmals eine Rahmenver-

einbarung �ber Eigenkapitalanforderungen

f�r Kreditinstitute, den sogenannten „Baseler

Akkord“. Hierin wurde insbesondere f�r die

Kreditvergabe eine angemessene Unterle-

gung mit Eigenkapital festgesetzt. Demnach

muss das regulatorische Eigenkapital einer

Bank mindestens 8% der gewichteten Risiko-

aktiva entsprechen. 1996 wurde die Rah-

menvereinbarung dahingehend erg�nzt, dass

auch Marktpreisrisiken in die Kapitalunterle-

gung einzubeziehen sind. Der bankaufsicht-

liche Mindestkapitalbedarf f�r ein Institut er-

gibt sich damit wie folgt:

Eigenmittel
12;5 � ðRWAþMRP Þ

>� 8%1)

Das Eigenkapital dient dabei zur Abdeckung

von Risiken durch seine Verlustabsorptions-

eigenschaft. Seine H�he begrenzt die Risiko-

nahme eines Instituts.

Die bisherigen Eigenkapitalanforderungen

des Baseler Akkords (in Deutschland umge-

setzt im Grundsatz I) beschr�nken sich auf

eine einfache, aufsichtlich vorgegebene Klas-

sifizierung von Forderungen mit lediglich f�nf

verschiedenen Risikogewichten (0%, 10%,

20%, 50% und 100%). Dies f�hrt zum Bei-

spiel dazu, dass die bankaufsichtlich gefor-

derte Eigenkapitalunterlegung f�r einen Kre-

dit nicht das tats�chliche Ausfallrisiko des ein-

zelnen Kreditnehmers widerspiegelt, da alle

gleichartigen Kreditnehmer (z.B. gewerbliche

Unternehmen) unabh�ngig von ihrer Bonit�t

einem bestimmten Risikogewicht zugeordnet

werden. Bei der Kreditvergabe an einen Kre-

ditnehmer mit einer hohen Bonit�t entstehen

f�r das Kreditinstitut somit die gleichen

Eigenkapitalkosten wie bei einer Kreditver-

gabe an einen bonit�tsm�ßig schlechteren

Kreditnehmer, obwohl das Kreditausfallrisiko

geringer ist.

Die Institute verf�gen inzwischen �ber ge-

nauere Methoden zur Risikomessung. Diese

Entwicklung ist in der �berarbeiteten Baseler

Rahmenvereinbarung2) (Basel II) 2004 nach-

vollzogen worden. Die bankaufsichtlichen

Eigenkapitalanforderungen werden sich k�nf-

tig sehr viel st�rker an der Bonit�t der einzel-

nen Kreditnehmer orientieren und somit

deutlich risikosensitiver sein.

Eigenkapitalanforderungen alleine reichen

allerdings nicht aus, um das Risikoprofil eines

Kreditinstituts vollst�ndig zu erfassen. Daher

sind neben den regulatorischen Eigenkapital-

anforderungen als erster S�ule zwei weitere

S�ulen geschaffen worden. Die zweite S�ule

geht auf das individuelle Risikoprofil der Ins-

titute ein; die Banken selbst sollen ihre

wesentlichen Risiken erkennen, deren H�he

angemessen steuern und mit Eigenkapital

unterlegen. Die Bankenaufsicht wird die An-

gemessenheit dieser institutsinternen Risiko-

einsch�tzung im Rahmen eines �berpr�-

fungsprozesses w�rdigen. Die dritte S�ule be-

zieht die Marktteilnehmer ein, die sich durch

erweiterte Offenlegungsanforderungen an

1 RWA steht f�r den Anrechnungsbetrag der risiko-
gewichteten Aktiva, MRP f�r den Anrechnungsbetrag
der Marktrisikopositionen.
2 Internationale Konvergenz der Kapitalmessung und
Eigenkapitalanforderungen – �berarbeitete Rahmenver-
einbarung, verf�gbar unter http://www.bundesbank.de/
bankenaufsicht/bankenaufsicht_basel_rahmenvereinba-
rung.php.

Die bisherigen
Eigenkapital-
regelungen...

... spiegeln nicht
das Ausfallrisiko
der einzelnen
Kreditnehmer
wider

Erg�nzung der
Eigenkapital-
anforderungen
durch zwei
weitere S�ulen
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die Institute ein besseres Urteil �ber deren

Solidit�t als bisher bilden k�nnen.

Auch wenn die Empfehlungen des Baseler

Ausschusses – und damit die Rahmenverein-

barung �ber die neuen Eigenkapitalanforde-

rungen f�r Kreditinstitute vom Juni 2004 –

formal keinen rechtsetzenden Charakter

haben, waren sie der Ausgangspunkt f�r die

entsprechenden Richtlinien auf EU-Ebene. Die

Europ�ische Kommission hat parallel und in

enger Anlehnung an die Arbeiten des Baseler

Ausschusses Vorschl�ge zur Modernisierung

der Bankenrichtlinie und der Kapitalad�-

quanzrichtlinie vorgelegt, die inzwischen vom

Europ�ischen Parlament und dem Rat verab-

schiedet worden sind.3) Sie sind von den Mit-

gliedstaaten bis Ende dieses Jahres umzuset-

zen. Die genannten EG-Richtlinien stimmen

im �brigen jetzt soweit mit den neuen Base-

ler Eigenkapitalregeln �berein, dass sie als

�quivalent betrachtet werden. In der EU ist

damit Basel II ab Januar 2007 f�r alle Banken

und Wertpapierfirmen umgesetzt. Somit wir-

ken sich im Gegensatz zu der nur partiellen

Umsetzung von Basel II in den USA in der EU

die positiven Effekte des neuen Regelwerks

im gesamten Bankensektor aus.

Bereits seit Beginn der Arbeiten an dem

neuen Regelwerk auf internationaler und

Deutsche Bundesbank

Umsetzung von Basel II in das KWG und in Verordnungen

„Basel II“-Rahmenvereinbarung (Juni 2004) Zusatzdokument: Handelsbuchaspekte und 
„Doppelausfallrisiko“ (Juli 2005)

– Neuregelung zum Handelsbuch (§ 1a KWG)
– Teilweiser Verzicht auf die Einzelüberwachung deutscher Institute (§ 2a KWG)
– Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden im EWR (§ 8 ff. KWG)
– Konsolidierungskreis (§ 10a KWG)
– Null-Gewichtung für Intragruppenforderungen (§ 10c KWG)

– Allgemeine Vorgaben / Verordnungsermächtigungen
– ausgewählte Einzelaspekte:

§ 10 KWG:
Angemessenheit der 

Eigenmittel

§§ 13, 14 KWG:
Groß- und

Millionenkreditregeln

§ 25a KWG:
Organisatorische Pflichten 

von Instituten

Mindestanforderungen an 
das Risikomanagement 

(MaRisk)
Qualitative Anforderungen an das 
Risikomanagement und die „Ver-

fahren zur Einschätzung der 
internen Kapitaladäquanz“

Groß- und Millionenkredit-
Verordnung (GroMiKV)

Großkreditregeln

Solvabilitäts-
Verordnung (SolvV)

Mindestkapital- und
Offenlegungsanforderungen

Bankenrichtlinie (2006 / 48 / EG) und Kapitaladäquanzrichtlinie (2006 / 49 / EG)

KWG

3 Richtlinie 2006/48/EG des europ�ischen Parlaments
und des Rates vom 14. Juni 2006 �ber die Aufnahme
und Aus�bung der T�tigkeit der Kreditinstitute (Neufas-
sung) (EU Amtsblatt L 177, Seite 1, vom 30. Juni 2006);
Richtlinie 2006/49/EG des europ�ischen Parlaments und
des Rates vom 14. Juni 2006 �ber die angemessene
Eigenkapitalausstattung von Wertpapierfirmen und Kre-
ditinstituten (Neufassung) (EU Amtsblatt L 177, Seite 201,
vom 30. Juni 2006).

Umsetzung
durch Moder-
nisierung der
EG-Richt-
linien ...
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europ�ischer Ebene ist durch mehrere Konsul-

tationspapiere ein enger Dialog mit dem Kre-

ditgewerbe gef�hrt worden, um eine praxis-

gerechte Ausgestaltung der neuen Regeln zu

erreichen. Sie werden in Deutschland durch

�nderungen des Kreditwesengesetzes (KWG)

sowie die Solvabilit�tsverordnung (SolvV) be-

ziehungsweise die Großkredit- und Millionen-

kreditverordnung (GroMiKV) umgesetzt. Die

Baseler S�ulen I und III werden dabei zum

gr�ßten Teil in die SolvV aufgenommen, w�h-

rend die qualitativen Anforderungen der

S�ule II in Deutschland in den Mindestanfor-

derungen f�r das Risikomanagement (MaRisk)

umgesetzt werden.

Auch im Rahmen der nationalen Umsetzung

haben BaFin und Bundesbank fr�hzeitig

einen intensiven Austausch mit Banken und

Verb�nden begonnen. Mit dem im Herbst

2003 gegr�ndeten Arbeitskreis „Umsetzung

Basel II“ wurde dieser Dialog institutionali-

siert, um eine hohe Effizienz der nationalen

Umsetzung zu erreichen.4)

�nderungen im Kreditwesengesetz

Mit den �nderungen im KWG (BGBl. I Nr. 53,

S. 2606, vom 22. November 2006) werden die

grunds�tzlichen aufsichtsrechtlichen Vorgaben

der Richtlinien umgesetzt und die Rechts-

grundlagen f�r die SolvV und die GroMiKV

geschaffen.

Im Bereich der Eigenmittelanforderungen

regelt § 10 KWG nunmehr generell die An-

forderungen an eine angemessene Eigenmit-

telausstattung sowohl von Einzelinstituten als

auch von Instituts- und Finanzholding-Grup-

pen und bestimmt auch grunds�tzlich die

Anerkennungsf�higkeit interner Risikomess-

systeme. § 10a KWG beschr�nkt sich auf die

Fragen der Ermittlung der Konsolidierungs-

kreise, der Konsolidierungsverfahren sowie

der Pflichten der �bergeordneten Institute.

Die Erweiterung des Katalogs der Eigenmit-

telbestandteile in der Bankenrichtlinie erfor-

dert eine noch klarere Abgrenzung der Eigen-

kapitalbegriffe f�r verschiedene Anwendungs-

bereiche. Zuk�nftig ist das „modifizierte ver-

f�gbare Eigenkapital“ diejenige Gr�ße, die

der Ermittlung der Angemessenheit der

Eigenmittelausstattung nach der SolvV zu-

grunde zu legen ist. Bei der Berechnung die-

ses „modifizierten verf�gbaren Eigenkapi-

tals“ werden aus der Anwendung bestimmter

Berechnungsmethoden resultierende Hinzu-

rechnungs- beziehungsweise Abzugsbetr�ge

– z.B. der Wertberichtigungs�berschuss bei

Instituten, die einen auf internen Ratings

basierenden Ansatz (IRBA-Institute) nutzen, –

zus�tzlich ber�cksichtigt.

Die Nutzung bankinterner Verfahren bei der

Ermittlung der Risikolage eines Schuldners

und der hieraus erwachsenden Eigenkapital-

anforderung seitens der Institute ist ohne ent-

sprechende Datenhistorien und damit ohne

eine entsprechende Erhebung und Verwen-

dung personenbezogener Daten nicht m�g-

lich. Die Bankenrichtlinie stellt daher – unbe-

schadet der allgemeinen Bestimmungen zum

Schutz nat�rlicher Personen bei der Verarbei-

4 N�here Informationen �ber die Ergebnisse des Arbeits-
kreises finden sich auf der Internetseite der Bundesbank
unter http://www.bundesbank.de/bankenaufsicht/ban-
kenaufsicht_basel_nationaleumsetzung.php.

...beziehungs-
weise national
durch �nderun-
gen des KWG

Austausch
mit der Kredit-
wirtschaft

Struktur der
§§ 10 und 10a
KWG

Interne
Risikomess-
verfahren ...
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tung personenbezogener Daten und zum

freien Datenverkehr im Europ�ischen Wirt-

schaftsraum (EWR) – ausdr�cklich ein berech-

tigtes Interesse der Institute an der Erhebung

und Verarbeitung der f�r den Betrieb der in-

ternen Ratingsysteme erforderlichen perso-

nenbezogenen Daten fest. Denn nur so kann

ein zuverl�ssiger Betrieb dieser Systeme mit

aussagekr�ftigen Ergebnissen sichergestellt

werden. Entsprechend wird in § 10 Absatz 1

Satz 3 bis 8 KWG eine bereichsspezifische Re-

gelung f�r den Umgang mit personenbezo-

genen Daten im Zusammenhang mit solchen

Risikomessverfahren geschaffen, die einer-

seits dem Interesse der Institute und der Ban-

kenaufsicht am Aufbau und Betrieb solcher

Systeme Rechnung tr�gt und andererseits die

schutzw�rdigen Interessen der Kunden ange-

messen ber�cksichtigt. W�hrend im Echtbe-

trieb der Ratingsysteme nur bei Zugrunde-

legung strenger Maßst�be nachweisbar boni-

t�tsrelevante Merkmale in die Ratingsysteme

(u.a. Einkommens-, Verm�gens- und Besch�f-

tigungsverh�ltnisse, Zahlungsverhalten) ein-

gehen d�rfen, k�nnen außerhalb des Echtbe-

triebs zur Entwicklung und Weiterentwick-

lung der Ratingsysteme auch Merkmale ver-

wendet werden, die den f�r den Echtbetrieb

geltenden strengen Maßst�ben (noch) nicht

gen�gen. Betriebs- und Gesch�ftsgeheim-

nisse von Unternehmen sind ebenfalls ge-

sch�tzt.

Die Bankenrichtlinie sieht in zwei Bereichen

erhebliche Erleichterungen f�r Instituts- be-

ziehungsweise Finanzholding-Gruppen vor.

Besteht zwischen den nachgeordneten Insti-

tuten und dem �bergeordneten Unterneh-

men einer Instituts- oder Finanzholding-

Die Berechnung des modifizierten
verf�gbaren Eigenkapitals

Haftendes Eigenkapital nach § 10 Absatz 2 Satz 2

KWG

./. Positionen gem�ß § 10 Absatz 6a KWG unter

Ber�cksichtigung des mindestens h�lftigen

Abzugs vom Kernkapital

– Wertberichtigungsfehlbetr�ge und er-

wartete Verlustbetr�ge f�r IRBA-Positio-

nen gem�ß § 10 Absatz 6a Nr. 1 und 2

KWG

– Verbriefungspositionen, auf die ein Risi-

kogewicht von 1 250% angewandt wird

und die das Institut bei der Ermittlung

der risikogewichteten Positionswerte un-

ber�cksichtigt l�sst

– Vorleistungsrisikopositionen, bei denen

die Gegenleistung f�nf Tage nach deren

F�lligkeit noch nicht wirksam erbracht

worden ist

./. Bedeutende Beteiligungen nach § 12 Absatz 1

Satz 4 KWG unter Ber�cksichtigung des min-

destens h�lftigen Abzugs vom Kernkapital

./. Großkredit�berschreitungen des Anlagebu-

ches nach §§ 13 und 13a KWG sowie Unterle-

gungsbetr�ge f�r Organkredite nach § 15

KWG unter Ber�cksichtigung des mindestens

h�lftigen Abzugs vom Kernkapital

./. Großkredit�berschreitungen aus kreditneh-

merbezogenen Handelsbuch- und Gesamt-

buchpositionen gem�ß § 13 Absatz 4 und Ab-

satz 5 KWG, die mit haftendem Eigenkapital

unterlegt werden

+ der im Erg�nzungskapital ber�cksichtigungs-

f�hige Wertberichtigungs�berschuss f�r IRBA-

Positionen gem�ß § 10 Absatz 2b Satz 1 Nr. 9

KWG

Modifiziertes verf�gbares Eigenkapital nach § 10

Absatz 1d Satz 2 KWG

Deutsche Bundesbank

... erfordern
besondere
Regelungen
zum Daten-
schutz
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Erleichterungen f�r Institutsgruppen

Waiver

Institute mit Sitz im Inland, die einem Insti-
tut oder einer Finanzholding mit Sitz im
Inland nachgeordnet sind, k�nnen sich
gem�ß § 2a KWG auf Einzelinstitutsebene
von den Anforderungen an die Angemes-
senheit der Eigenmittelausstattung, den
Großkreditvorschriften sowie den Anforde-
rungen an das interne Kontrollsystem durch
eine Anzeige freistellen lassen (sog. Wai-
ver). Diese Ausnahmeregelung erfordert
eine enge Einbindung des nachgeordneten
Unternehmens in die Gruppenstruktur. Nur
auf diese Weise ist gew�hrleistet, dass durch
die Freigabe der zentralen Strukturnormen
des Bankenaufsichtsrechts auf Einzelinsti-
tutsebene keine Gefahren f�r die Sicherheit
der den Instituten anvertrauten Verm�gens-
werte, Beeintr�chtigungen der ordnungsge-
m�ßen Durchf�hrung der Bankgesch�fte
oder Finanzdienstleistungen oder unver-
tretbare Aufsichtsl�cken entstehen und
eine angemessene Eigenmittelverteilung in
der Gruppe sichergestellt wird. Ein Institut
kann daher die Ausnahmeregelung nur in
Anspruch nehmen, wenn das �bergeord-
nete Unternehmen beherrschenden Einfluss
auf das nachgeordnete Unternehmen aus-
�ben kann. Das nachgeordnete Unterneh-
men muss dar�ber hinaus vollumf�nglich
in die gruppenweiten Risikobewertungs-,
-mess- und -kontrollverfahren eingebunden
sein, und das �bergeordnete Unternehmen
hat sicherzustellen, dass die F�hrung des
nachgeordneten Unternehmens den auf-
sichtlichen Anforderungen entspricht. Diese
Freistellung steht auch den �bergeordneten
Unternehmen einer Instituts- oder Finanz-
holding-Gruppe offen, wenn sie die vorge-
nannten Voraussetzungen erf�llen.

Intra-Group-Exposures

Kredite innerhalb einer Instituts- bezie-
hungsweise Finanzholding-Gruppe k�nnen
nach § 10c KWG im Rahmen der SolvV ein
Risikogewicht von 0% erhalten, wenn sie
nicht den Eigenmittel des Schuldners zuge-
rechnet werden (sog. Intra-Group-Exposu-
res). Dar�ber hinaus m�ssen sowohl der
Gl�ubiger als auch der Schuldner des Kre-
dits ihren Sitz in Deutschland haben und
sowohl in die Vollkonsolidierung als auch
das Risikomanagement der Gruppe ein-
bezogen werden. Schließlich d�rfen auch
keine Hindernisse f�r die R�ckzahlung der
Verbindlichkeit bestehen. Diese Privilegie-
rung gilt auch f�r Kredite zwischen Kredit-
instituten, die denselben institutsbezoge-
nen Sicherungssystemen angeh�ren. Da die
Bedingungen der Einbeziehung der Mit-
gliedsinstitute in die Vollkonsolidierung
des �bergeordneten Instituts sowie in das
gruppenweite Risikomanagement nur auf
Institutsgruppen und Finanzholdings an-
wendbar sind, unterliegen diese instituts-
bezogenen Sicherungssysteme jedoch inso-
weit besonderen Bedingungen. Zentrale
Aspekte sind hierbei das Vorliegen einer
vertraglichen oder satzungsm�ßigen Haf-
tungsabrede zur Vermeidung von Insol-
venzen, angemessene Vorkehrungen zur
�berwachung der Risiken und Forderungs-
ausf�lle sowie die Vermeidung einer Mehr-
fachbelegung beziehungsweise unange-
messenen Sch�pfung von Eigenmitteln im
Verbund. Die Institute haben das Vorliegen
der Voraussetzungen angemessen zu doku-
mentieren. Die Aufsicht f�hrt derzeit inten-
sive Gespr�che mit den betroffenen Ver-
b�nden, inwieweit die einzelnen Voraus-
setzungen erf�llt sind.

Deutsche Bundesbank
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Gruppe sowohl mit Blick auf die Kapitalver-

flechtung als auch unter Risikosteuerungs-

Gesichtspunkten eine enge Bindung, k�nnen

sich diese Institute nach § 2a KWG unter be-

stimmten Voraussetzungen von zentralen An-

forderungen der Einzelinstitutsaufsicht frei-

stellen lassen. Mit dieser Regelung tr�gt die

Aufsicht modernen, instituts�bergreifenden

Risikomanagementverfahren in den Banken

Rechnung. Gem�ß § 10c KWG k�nnen Insti-

tute zuk�nftig bei Erf�llung bestimmter

Voraussetzungen auf Kredite innerhalb einer

Instituts- oder Finanzholding-Gruppe ein ein-

heitliches Risikogewicht von 0% anwenden.

Eine analoge Regelung wurde auch f�r Ins-

titute, die dem selben institutsbezogenen

Sicherungssystem angeh�ren, getroffen (vgl.

Erl�uterungen auf S. 74).

Die Anforderungen an das Risikomanage-

ment in § 25a KWG wurden dahingehend

angepasst, dass ein angemessenes Risikoma-

nagement auf der Grundlage von Verfahren

zur Ermittlung und Sicherstellung der Risiko-

tragf�higkeit auch die Festlegung von Strate-

gien sowie die Einrichtung interner Kontroll-

verfahren (internes Kontrollsystem und in-

terne Revision) umfasst. Zudem geh�ren zu

den grunds�tzlichen Anforderungen an die

Gesch�ftsorganisation ausdr�cklich die regel-

m�ßige �berpr�fung der Angemessenheit

der Gesch�ftsorganisation sowie deren An-

passung an ver�nderte Verh�ltnisse. Neben

der Anordungsbefugnis nach § 25a KWG

gibt § 45b KWG der Aufsicht weitere M�g-

lichkeiten, organisatorischen M�ngeln eines

Instituts beziehungsweise einer Instituts- oder

Finanzholding-Gruppe entgegenzuwirken. Da-

zu geh�ren h�here Eigenkapitalanforderun-

gen, die Begrenzung der Gesch�ftst�tigkeit

oder die Anordnung gezielter risikoreduzie-

render Maßnahmen.

Den Instituten wird weiter in Umsetzung der

S�ule III der Baseler Rahmenvereinbarung

durch § 26a KWG eine Reihe von Offen-

legungspflichten im Zusammenhang mit der

Nutzung interner Risikomessverfahren zur

Berechnung der Eigenkapitalanforderungen

auferlegt. W�hrend die konkreten Offen-

legungstatbest�nde weitestgehend in der

SolvV geregelt werden, regelt § 26a KWG die

grunds�tzlichen Fragen zum Inhalt der Offen-

legungspflichten, zu den organisatorischen

Anforderungen und zu den Ausnahmetatbe-

st�nden. Eine Anordnungsbefugnis r�umt der

Aufsicht auch die M�glichkeit ein, organisa-

torischen M�ngeln oder M�ngeln in der Pra-

xis der Offenlegung durch konkrete Anord-

nungen zu begegnen.

Bei den Großkreditvorschriften galt es, die

Grundlagen f�r die weitergehende Anerken-

nung der Kreditrisikominderungsvorschriften

der neuen Solvenzregelungen auch auf den

Großkreditbereich zu �bertragen. Ziel ist hier,

eine gr�ßtm�gliche Koh�renz zwischen den

Kreditrisikominderungsvorschriften in beiden

Regelungsbereichen zu schaffen (vgl. die Aus-

f�hrungen zur GroMiKV). Dar�ber hinaus

mussten Ausnahmeregelungen f�r den Ener-

giehandel eingef�hrt werden, um das sowohl

wirtschaftlich als auch politisch wichtige Ziel

der Liberalisierung des Gas- und Elektrizit�ts-

marktes nicht in unangemessener Weise zu

konterkarieren. Die vorhandenen und abzu-

sichernden Konzentrationsrisiken bei Energie-

gesch�ften sind nach § 20c KWG nicht mehr

Erleichterungen
f�r Instituts-
und Finanz-
holding-
Gruppen
beziehungs-
weise Mit-
glieder instituts-
bezogener
Sicherungs-
systeme

Anforderungen
an das Risiko-
management

Basisregelungen
f�r die Offen-
legung auch
im KWG

Großkredit-
vorschriften
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mittels aufsichtlich vorgegebener Quantifizie-

rungen zu begrenzen, sondern mittels intern

zu etablierender Verfahren institutsindividuell

zu messen und zu steuern.

Den Anforderungen zur F�hrung des Han-

delsbuches wird mit § 1a KWG nunmehr eine

eigene Vorschrift gewidmet, die den bisheri-

gen § 1 Absatz 12 KWG zur Abgrenzung des

Handelsbuches vom Anlagebuch ersetzt. Dies

wurde erforderlich, um der durch die Kapital-

ad�quanzrichtlinie erfolgten Erweiterung der

Regelungen zum Handelsbuch Rechnung zu

tragen. Die neu gefasste Kapitalad�quanz-

richtlinie macht nunmehr auch umfangrei-

chere qualitative Vorgaben zur F�hrung des

Handelsbuches, zu den Handelsstrategien

und zur Bewertung der Handelsbuchpositio-

nen. Da diese Vorgaben speziell auf die F�h-

rung des Handelsbuches zugeschnitten sind,

wurden sie nicht im Rahmen der allgemeinen

Risikosteuerungsbestimmung in § 25a KWG,

sondern bei den Bestimmungen zum Han-

delsbuch aufgenommen. Gleichwohl ist die

Umsetzung in den Instituten auch im Rahmen

des allgemeinen Risikomanagements m�g-

lich. Im Rahmen der Anforderungen an das

Handelsbuch sind auch die Bestimmungen zu

den institutsinternen Sicherungsgesch�ften

enthalten. Zugleich wird in § 1a Absatz 3

KWG der Begriff des Finanzinstruments im

Sinne des KWG neu definiert. Zuk�nftig wird

f�r die Zwecke der Solvenzaufsicht nicht

mehr auf den Begriff des Finanzinstruments

aus der Wertpapierdienstleistungsrichtlinie be-

ziehungsweise der Finanzmarktrichtlinie ver-

wiesen, der f�r die Erlaubnispflichtigkeit von

Gesch�ften mit Finanzinstrumenten relevant

ist, sondern die weiter gefasste Definition

der Kapitalad�quanzrichtlinie zugrunde ge-

legt. Danach liegt ein Finanzinstrument vor,

wenn aus einem Vertrag f�r eine der beteilig-

ten Seiten ein finanzieller Verm�genswert

und f�r die andere Seite eine finanzielle Ver-

bindlichkeit oder ein Eigenkapitalinstrument

resultieren. Institute, die nur in einem gerin-

gen Umfang in Finanzinstrumenten handeln

(Gesamtsumme der Handelsbuchpositionen

in der Regel kleiner als 15 Mio 3, vgl. § 2

Abs. 11 KWG), sind von diesen Anforderun-

gen jedoch befreit.

Die �berarbeitung der Regelungen zur Zu-

sammenarbeit der Aufsichtsbeh�rden (§§ 8 ff.

KWG) tr�gt den ge�nderten Marktverh�ltnis-

sen im EWR Rechnung, nachdem die Institute

zunehmend grenz�berschreitend Bankge-

sch�fte durchf�hren beziehungsweise Finanz-

dienstleistungen in anderen Mitgliedstaaten

erbringen. Dar�ber hinaus ist bei grenz-

�berschreitend t�tigen Institutsgruppen und

Finanzholding-Gruppen eine Tendenz zur

Schaffung zentraler Risikomanagementsys-

teme festzustellen. Vor diesem Hintergrund

ist sicherzustellen, dass eine vom Sitzstaat er-

teilte Erlaubnis im gesamten EWR anerkannt

werden kann und dass sich zwischen Institu-

ten mit Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten

keine Wettbewerbsverzerrungen aufgrund ab-

weichender aufsichtlicher Vorgaben ergeben.

Deshalb ist ein wesentliches Ziel der �berar-

beiteten Bankenrichtlinie auch die Konver-

genz der Aufsichtspraxis in der EU.

Ein zentraler Punkt ist hier die weitere St�r-

kung der Position der f�r die Aufsicht auf

zusammengefasster Basis zust�ndigen Stelle

(sog. konsolidierender Aufseher), der eine

Handelsbuch

Kooperation
der Aufsichts-
beh�rden
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verst�rkte Koordinierungsfunktion bei der

Aufsicht �ber grenz�berschreitend t�tige

Gruppen, soweit deren Mitglieder ihren Sitz

in mehr als einem Mitgliedstaat haben, zu-

kommt. Entsprechend betont auch die Rege-

lung des § 10 Absatz 1a KWG zur Zulassung

von internen Risikomessverfahren im Bereich

grenz�berschreitend t�tiger Instituts- und Fi-

nanzholding-Gruppen die besondere Bedeu-

tung der f�r die Aufsicht auf zusammenge-

fasster Basis zust�ndigen Stelle. Die Regelung

stellt aber auch sicher, dass alle zust�ndigen

Stellen in anderen Mitgliedstaaten des EWR

in das Zulassungsverfahren voll eingebunden

werden. In Fortf�hrung der bereits in den

§§ 8 ff. KWG zum Ausdruck kommenden in-

tensivierten Kooperation zwischen den ver-

schiedenen, f�r die Aufsicht �ber die grup-

penangeh�rigen Institute zust�ndigen Stel-

len, entscheidet der konsolidierende Aufseher

nicht allein �ber den Antrag auf Zulassung in-

terner Risikomessverfahren in einer Gruppe.

Vielmehr leitet er den Antrag an die anderen

zust�ndigen Stellen weiter, soweit die von ih-

nen beaufsichtigten Institute von dem Zulas-

sungsantrag f�r die Gruppe betroffen sind.

Nach dem Eingang des vollst�ndigen Antrags

haben die zust�ndigen Stellen sechs Monate

Zeit, eine gemeinsame Entscheidung �ber das

Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen zu

treffen. Kommt innerhalb von sechs Monaten

keine gemeinsame Entscheidung der beteilig-

ten Stellen zustande, f�llt dem konsolidieren-

den Aufseher ein Letztentscheidungsrecht zu.

Anstelle der bislang f�r alle Instituts- und

Finanzholding-Gruppen bankaufsichtlich vor-

gegebenen Aggregation der Einzelabschl�sse

k�nnen bei der Ermittlung der Angemessen-

heit der Eigenmittelausstattung auf zusam-

mengefasster Basis k�nftig auch handels-

rechtliche Konzernabschl�sse zugrunde ge-

legt werden. Bei der Ermittlung der Ange-

messenheit der konsolidierten Eigenmittel auf

Grundlage des Konzernabschlusses ist jedoch

der jeweilige bankaufsichtliche Konsolidie-

rungskreis zugrunde zu legen, das heißt,

Unternehmen, die zwar handelsrechtlich vom

Konzernabschluss erfasst werden, bankauf-

sichtlich aber nicht zum Konsolidierungskreis

geh�ren, sind zu dekonsolidieren. Anderer-

seits sind die Positionen von Unternehmen,

die zwar dem bankaufsichtlichen Konsolidie-

rungskreis angeh�ren, handelsrechtlich aber

nicht vom Konzernabschluss erfasst werden,

den zusammengefassten Eigenmitteln und

Risikopositionen zuzurechnen. Erg�nzende Re-

gelungen (sog. Prudential Filters) zur Korrektur

bestimmter Bewertungsvorschriften der inter-

nationalen Rechnungslegungsstandards (IAS/

IFRS) werden in der Konzernabschluss�berlei-

tungsverordnung getroffen.

Solvabilit�tsverordnung

Die SolvV ersetzt den bisherigen Grundsatz I

(GS I) und konkretisiert die in § 10 KWG ge-

forderte Angemessenheit der Eigenmittel der

Institute. Die SolvV wird zum 1. Januar 2007

in Kraft treten. �bergangsweise haben die

Institute f�r den Zeitraum eines Jahres die

M�glichkeit, ihre Eigenkapitalanforderungen

vollumf�nglich weiterhin auf Basis des GS I zu

berechnen.

Zulassung
interner Risiko-
messverfahren
grenz�ber-
schreitend
t�tiger Instituts-
gruppen

Verwendung
handels-
rechtlicher
Konzern-
abschl�sse f�r
die Beauf-
sichtigung auf
zusammen-
gefasster Basis

Die SolvV
ersetzt den
Grundsatz I
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Anerkennung von Ratingagenturen f�r Risikogewichtungszwecke im KSA

Bevor ein Institut Bonit�tsbeurteilungen
einer Ratingagentur f�r die Bestimmung der
Kreditrisikostandardansatz -Risikogewichte
von Adressrisikopositionen verwenden darf,
muss diese Agentur von der Aufsicht aner-
kannt worden sein. Eine solche Anerken-
nung kann nur erfolgen, wenn die Rating-
agentur mit ihrer Methodik der Bonit�ts-
beurteilung und den daraus resultierenden
Bonit�tsbeurteilungen bestimmte Anforde-
rungen erf�llt.

Die Anforderungen an die Methodik der
Bonit�tsbeurteilung sind

– Objektivit�t, die insbesondere Systema-
tik und Validierbarkeit beeinhaltet,

– Unabh�ngigkeit von politischen Einfl�s-
sen und wirtschaftlichem Druck,

– mindestens j�hrliche �berpr�fungen der
erfolgten Bonit�tsbeurteilungen und

– Transparenz im Sinne einer �ffentlich zu-
g�nglichen Dokumentation der Grund-
s�tze der Methodik.

Die resultierenden Bonit�tsbeurteilungen
m�ssen

– am Markt von den Nutzern solcher
Bonit�tsbeurteilungen als glaubw�rdig
und verl�sslich anerkannt werden und

– transparent sein in dem Sinne, dass sie
zu gleichen Bedingungen zumindest
allen Instituten, die ein berechtigtes In-
teresse daran haben, zug�nglich sind.

Der Antrag auf Anerkennung als Rating-
agentur f�r Risikogewichtungszwecke ist

von der Ratingagentur selbst zu stellen.
Diesem ist eine Absichtserkl�rung eines Ins-
tituts oder eines Spitzenverbandes der Kre-
ditwirtschaft �ber die zuk�nftige Nutzung
der Bonit�tsbeurteilungen der Agentur f�r
Zwecke des SolvV beizulegen. BaFin und
Bundesbank pr�fen gemeinsam, ob die
Anforderungen erf�llt sind. Wenn die
Agentur auch die Anerkennung in anderen
Mitgliedstaaten der Europ�ischen Union
beantragt, wird ein gemeinsames Bewer-
tungsverfahren (Joint Assessment Process)
durch die Bankenaufsichtsbeh�rden der ein-
bezogenen EU-Mitgliedstaaten durchge-
f�hrt. Durch einen zentralen Ansprechpart-
ner, eine gemeinsame Auswertung und die
Abstimmung einer gemeinsamen Beurtei-
lung des Antrags durch alle involvierten
Aufsichtsbeh�rden soll eine einheitliche
Entscheidung in den verschiedenen Mit-
gliedstaaten gew�hrleistet und gleichzeitig
der formale Aufwand f�r die Antragsteller
verringert werden. Die Entscheidung �ber
die Anerkennung der Ratingagenturen
treffen dann jeweils die nationalen Auf-
sichtsbeh�rden.

BaFin und Bundesbank ordnen im Rahmen
des Anerkennungsverfahrens jede Bonit�ts-
beurteilungskategorie, die von der antrag-
stellenden Ratingagentur verwendet wird,
einer der aufsichtlichen Bonit�tsstufen 1
bis 6 zu, aus denen dann die anzuwenden-
den Risikogewichte abgeleitet werden. F�r
die Zuordnung werden insbesondere die
langfristigen Ausfallraten der Bonit�tsbe-
urteilungskategorien, aber auch qualitative
Faktoren wie Portfoliozusammensetzung
und Ausfalldefinition der Ratingagentur
ber�cksichtigt.

Deutsche Bundesbank
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Neue Verfahren zur Ermittlung

des Kreditrisikos

Bislang war im GS I nur ein Standardverfahren

zur Ermittlung der angemessenen Eigenkapi-

taldeckung von Kreditrisikopositionen vorge-

sehen. Dabei war f�r die Risikobestimmung

ein starres Bonit�tsgewichtungsschema vor-

gegeben, das nach der Art der Kreditnehmer

kategorisierte und auch (was Staaten und

Banken als Schuldner betrifft) vergleichsweise

undifferenziert auf die Unterscheidung in

OECD- und Nicht-OECD-Staaten abstellte.

Individuelle Ausfallwahrscheinlichkeiten der

Kreditnehmer wurden dabei nicht in Betracht

gezogen. In der SolvV wird dieses Verfahren

durch zwei alternative Ans�tze ersetzt.

Zum einen k�nnen die Institute einen neuen

Kreditrisiko-Standardansatz (KSA) anwenden,

dessen Bonit�tsgewichtungen grunds�tzlich

an externe Ratings5) ankn�pfen. Externe Ra-

tings d�rfen dabei nur verwendet werden,

wenn diese von Ratingagenturen stammen,

die aufsichtlich anerkannt sind (vgl. Erl�ute-

rungen auf S. 78).

Je nach ihrer externen Bonit�tsbeurteilung

werden den Risikopositionen, die bestimmten

Forderungsklassen zugeordnet werden m�s-

sen, einzelne Risikogewichte6) beigemessen.

F�r ungeratete Positionen beziehungsweise

f�r bestimmte Kredite, wie zum Beispiel im

Rahmen des Mengengesch�fts oder im Hypo-

thekargesch�ft, bleibt es hingegen bei der

festen Zuordnung eines einheitlichen Risiko-

gewichts. Besonders beg�nstigt werden da-

bei k�nftig Positionen des Mengengesch�fts,

die nach den neuen KSA-Vorschriften nur

noch mit einem Bonit�tsgewicht von 75%

(nach GS I 100%) zu gewichten sind. Von

Vorteil ist dies vor allem f�r die mittelst�n-

dische Wirtschaft, da unter die Forderungs-

klasse Mengengesch�ft grunds�tzlich auch

kleine und mittelgroße Unternehmen bis zu

einer Gesamtverschuldung von insgesamt

1 Mio 3 fallen. F�r grundpfandrechtlich besi-

cherte Wohnungsbaukredite wird das Risiko-

gewicht von bislang 50% auf 35% reduziert.

Diese Regelungen d�rften insbesondere klei-

nere und mittelgroße Banken beg�nstigen,

die ihren Schwerpunkt im Retailgesch�ft

haben.

Abweichend von der allgemeinen Koppelung

des Risikogewichts an ein Emissions- bezie-

hungsweise Emittentenrating h�ngt das Risi-

kogewicht bei Forderungen an Institute vom

externen Rating des Sitzstaates ab. Wegen

der relativ geringen Ratingabdeckung kleine-

rer und mittelgroßer Institute wird in der

nationalen Umsetzung eine entsprechende

Option der Bankenrichtlinie ausge�bt.

Zum anderen k�nnen Institute zur Ermittlung

der regulatorischen Eigenkapitalunterlegung

von Kreditrisiken erstmals einen risikosensiti-

veren Ansatz w�hlen, der auf institutseigenen

Ratingverfahren basiert (IRB-Ansatz) und bei

dem die Bonit�tsgewichtungen �ber schuld-

nerbezogene Risikoparameter bestimmt wer-

den. Es stehen dabei ein Basisansatz (bei

dem nur die Ausfallwahrscheinlichkeiten der

5 Bei Kreditrisikopositionen gegen�ber Zentralregierun-
gen d�rfen die Institute statt externer Ratings auch L�n-
derklassifizierungen von Exportversicherungsagenturen
verwenden.
6 Es sind dabei Risikogewichte von 0%, 10%, 20%,
100%, 150%, 350% oder 1 250% vorgesehen.

Zwei Mess-
verfahren:
ein neuer
Standard-
ansatz ...

...mit fest-
gelegten Risiko-
gewichten
oder...

...Messung des
Kreditrisikos
auf Basis
institutseigener
Ratingverfahren
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Schuldner von den Instituten zu sch�tzen

sind) und ein fortgeschrittener Ansatz (bei

dem neben den Ausfallwahrscheinlichkeiten

auch Verlustraten bei Ausfall, Konversionsfak-

toren von außerbilanziellen Gesch�ften und

Restlaufzeiten vom Institut zu bestimmen

sind) zur Wahl. Die Risikogewichte werden

f�r einzelne Risikopositionen im Rahmen

eines IRB-Ansatzes auf Grundlage der indivi-

duell gesch�tzten Parameter aufgeteilt nach

bestimmten Forderungsklassen mittels Risiko-

gewichtungsformeln errechnet.

Auch hier gibt es „mittelstandsfreundliche“

Regelungskomponenten: Kleine und mittel-

große Unternehmen k�nnen wie beim KSA

der Forderungsklasse Mengengesch�ft zuge-

ordnet werden, was im Vergleich zur Forde-

rungsklasse Unternehmen zu niedrigeren Risi-

kogewichten f�hrt. Fallen kleine und mittel-

große Unternehmen jedoch wegen h�herer

Gesamtverschuldung unter die Forderungs-

klasse Unternehmen gibt es auch hier Ab-

schl�ge bei den Eigenkapitalanforderungen,

die von der Umsatzh�he und damit von der

Unternehmensgr�ße abh�ngig sind.

Da bei den IRB-Ans�tzen Risikoparameter

durch die Institute selbst gesch�tzt werden,

ist vor deren Verwendung die Zulassung

durch die Aufsicht erforderlich, die auf Basis

einer Zulassungspr�fung vor Ort erteilt wer-

den kann. Hierbei pr�ft die Aufsicht insbe-

sondere, ob ein Institut den strengen Katalog

von Mindestanforderungen einh�lt. W�hrend

einer in der Regel f�nfj�hrigen Umsetzungs-

phase darf ein Institut zu einem gewissen

Grad neben dem IRB-Ansatz gleichzeitig auch

Deutsche Bundesbank

Forderungsklassen gemäß Solvabilitätsverordnung im KSA und IRBA

Kreditrisikostandardansatz
(KSA)

Interne Rating basierte Ansätze (IRBA)

– Sonstige kreditunabhängige
 Aktiva

– Unterklassen beim
 Mengengeschäft:
 – Qualifi zierte
  revolvierende
  Positionen
 – Grundpfandrechtlich
  besicherte Positionen
 – Sonstige Positionen

– Regionalregierungen und
 örtliche Gebietskörperschaften

– Sonstige öffentliche Stellen

– Multilaterale
 Entwicklungsbanken

– Internationale Organisationen

– Von Kreditinstituten emittierte
 gedeckte Schuldverschreibungen

– Durch Immobilien besicherte
 Positionen

– Investmentfonds

– Sonstige Positionen

– Überfällige Positionen

– Zentralregierungen

– Institute

– Unternehmen

– Mengengeschäft

– Beteiligungen

– Verbriefungen

F�r die Verwen-
dung des
IRB-Ansatzes
ist eine
aufsichtliche
Genehmigung
erforderlich
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den KSA nutzen (tempor�rer Partial Use), f�r

bestimmte Positionen gilt diese M�glichkeit

sogar zeitlich unbegrenzt (dauerhafter Partial

Use).

F�r Zwecke der Ermittlung der Kredit�quiva-

lenzbetr�ge von Risikopositionen in Derivaten

wird es k�nftig neben der Laufzeit- und

Marktbewertungsmethode zwei neue Verfah-

ren geben: die Standardmethode (SM) und

die Interne Modelle Methode (IMM). Die SM

k�nnte dabei auch als standardisierte IMM

bezeichnet werden, da sie Kernelemente der

IMM ber�cksichtigt und damit Kreditrisiken

wesentlich genauer abbildet als die bisheri-

gen Verfahren; ihre Umsetzung ist f�r die Ins-

titute aber mit weniger Aufwand verbunden.

Bei der IMM erfolgt die Berechnung der Kre-

dit�quivalenzbetr�ge mittels eines instituts-

internen Risikomodells, das auf Basis model-

lierter Marktpreisbewegungen die Verteilung

zuk�nftiger positiver Marktwerte von Deriva-

ten absch�tzt. Die IMM darf auch f�r die Er-

mittlung von Bemessungsgrundlagen f�r das

Kontrahentenrisiko aus nichtderivativen Ge-

sch�ften mit Sicherheitennachsch�ssen sowie

aus sonstigen Pensions-, Darlehens- sowie

vergleichbaren Gesch�ften �ber Wertpapiere

oder Waren verwendet werden, die sonst

hinsichtlich ihres kontrahentenbezogenen

Adressenausfallrisikos als bilanzielle bezie-

hungsweise außerbilanzielle Gesch�fte anzu-

rechnen w�ren. Da den Instituten bei der

Anwendung der IMM erhebliche Freir�ume

gew�hrt werden, darf diese Methode im Ge-

gensatz zu den anderen Verfahren nur nach

Zustimmung der Aufsicht genutzt werden.

Grundlegende Neuregelung der

Kreditrisikominderungstechniken

Im Rahmen der Eigenmittelvorschriften konn-

ten die Institute Sicherheiten bisher nur sehr

eingeschr�nkt zur Verminderung des Kredit-

risikos ber�cksichtigen (gr�ßtenteils hatten

nur Sicherheiten von Sicherungsgebern mit

einem Bonit�tsgewicht von 0% oder 20%

eine eigenkapitalentlastende Wirkung f�r die

Institute). Mit der SolvV wird der Bereich der

Kreditrisikominderungstechniken grundlegend

neu gefasst.

Neben einem weitaus gr�ßeren Kreis ber�ck-

sichtigungsf�higer Finanzsicherheiten, der

unter anderem eine große Bandbreite m�g-

licher Besicherungsinstrumente bis hin zu

Aktien, Investmentfondsanteilen oder auch

Lebensversicherungen umfasst, werden k�nf-

tig bei IRBA-Instituten auch Sicherungsabtre-

tungen von Forderungen oder Sachsicher-

heiten risikomindernd anerkannt. Bei An-

wendung von fortgeschrittenen IRB-Ans�tzen

ist der Kreis der ber�cksichtigungsf�higen

Sicherheiten sogar unbeschr�nkt, soweit ein

Institut zuverl�ssige Sch�tzungen zu deren

Werthaltigkeit vorweisen kann. Bei der Be-

sicherung von Verbriefungspositionen finden

die Regelungen zu den Kreditrisikominde-

rungstechniken entsprechende Anwendung.

Festgehalten wird an der Anerkennung von

grundpfandrechtlichen Sicherheiten sowie

Gew�hrleistungen. Im Rahmen der Regelun-

gen zu Gew�hrleistungen wird k�nftig auch

die Behandlung von Kreditderivaten umfas-

send in der SolvV geregelt. Um Kreditrisiko-

minderungstechniken bei der Berechnung der

Neue Verfahren
zur Ber�ck-
sichtigung
derivativer
Gesch�fte

Erhebliche
Ausweitung
der ber�ck-
sichtigungs-
f�higen Sicher-
heiten
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Mindestkapitalanforderungen ber�cksichtigen

zu d�rfen, m�ssen die Institute aber be-

stimmte qualitative Mindestanforderungen

einhalten, die die SolvV explizit vorgibt.

Grundlegend neu gefasst werden auch die

Nettingvorschriften. Bisher durften die Insti-

tute nur bei Kreditrisikopositionen aus Deriva-

ten und getrennt davon bei Pensions- und

Darlehensgesch�ften des Handelsbuches Auf-

rechnungseffekte risikoreduzierend ber�ck-

sichtigen. Unter der Voraussetzung, dass bila-

teral mit dem jeweiligen Vertragspartner eine

ber�cksichtigungsf�hige Aufrechnungsverein-

barung abgeschlossen wurde, ist zuk�nftig

auch das On-Balance-Sheet-Netting (Aufrech-

nung wechselseitiger Geldforderungen und

-schulden) zul�ssig. Dar�ber hinaus k�nnen

Institute �ber eine g�ltige produkt�ber-

greifende Aufrechnungsvereinbarung k�nftig

Nettingeffekte bei Risikopositionen aus nicht-

derivativen Gesch�ften mit Sicherheitennach-

sch�ssen, sonstigen Pensions-, Darlehens-

sowie vergleichbaren Gesch�ften �ber Wert-

papiere oder Waren und Derivaten risikomin-

dernd ber�cksichtigen. F�r eine solche pro-

dukt�bergreifende Aufrechnung ist aber die

Anwendung der IMM zwingend vorgeschrie-

ben.

Neue Regelungen f�r Verbriefungen

Die Behandlung vieler Verbriefungstrans-

aktionen unterlag bislang einer Einzelfallab-

stimmung mit der Aufsicht. Mit �bernahme

der Verbriefungsregelungen der Bankenricht-

linie in die SolvV werden nunmehr umfas-

sende Regelungen zur Eigenkapitalunterle-

Deutsche Bundesbank

Kreditrisikominderungstechniken: Berücksichtigungsfähige Sicherheiten *)

* Im fortgeschrittenen IRB-Ansatz ist der Kreis der berücksichtigungsfähigen Sicherheiten unbeschränkt, soweit 
ein Institut zuverlässige Schätzungen über deren Werthaltigkeit vorweisen kann und die allgemeinen Anfor-
derungen an Sicherheiten erfüllt werden. — 1 Abgrenzung gemäß SolvV. — 2 Die Besicherungswirkung von 
Grundpfandrechten wird im KSA im Rahmen der Forderungsklasse „durch Immobilien besicherte Positionen“ 
anerkannt.

Sicherungsinstrumente

Personensicherheiten 1)Sachsicherheiten 1)

Berücksichtigungsfähig 
nach Basis-IRBA

Berücksichtigungsfähig 
nach KSA / Basis-IRBA

Berücksichtigungsfähig 
nach KSA / Basis-IRBA

Finanzielle 
Sicher-
heiten

Grund-
pfand-

rechte 2)

Berücksichtigungsfähige 
Gewährleistungen

Siche-
rungsab-
tretung 

von 
Forde-
rungen

Sonstige 
IRBA-
Sach-
sicher-
heiten

Garantien
Kredit-

derivate

Sonstige Gewährleistungen
– Bareinlage bei Drittinstituten
– Lebensversicherungen
– Schuldverschreibungen mit 

Rückkaufsverpfl ichtung

Netting

Verbriefungs-
risiko-
gewichte ...
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gung von Verbriefungspositionen eingef�hrt

und Voraussetzungen f�r die Inanspruchnah-

me regulatorischer Anrechnungserleichterun-

gen durch Originatoren von Verbriefungs-

transaktionen festgelegt. Bei der Bestim-

mung des Verbriefungsrisikogewichts wird

zwischen KSA- und IRBA-Verbriefungstrans-

aktionen unterschieden. Die Einstufung einer

Verbriefungstransaktion als KSA- oder IRBA-

Verbriefungstransaktion richtet sich nach dem

f�r den verbrieften Forderungstyp maßgeb-

lichen Ansatz f�r das Kreditrisiko (KSA oder

IRBA). Bei gemischten Portfolios richtet sich

die Einstufung danach, ob die KSA- oder

IRBA-Positionen im verbrieften Portfolio �ber-

wiegen.

Falls f�r KSA-Verbriefungstransaktionen ein

externes Rating existiert, ist dieses f�r das

Verbriefungsrisikogewicht maßgeblich. Unge-

ratete Verbriefungspositionen sind grunds�tz-

lich mit 1 250% zu gewichten oder vom haf-

tenden Eigenkapital abzuziehen. Ausnahmen

sind vorgesehen f�r qualifizierte Liquidit�ts-

fazilit�ten, Zweitverlustpositionen in Asset-

Backed-Commercial-Paper (ABCP)-Program-

men und in F�llen, in denen aufgrund der

Transparenz �ber die Portfoliozusammenset-

zung das durchschnittliche Risikogewicht des

verbrieften Portfolios ermittelt werden kann.

F�r IRBA-Verbriefungstransaktionen ist eine

Methodenhierarchie vorgesehen. Ist eine Ver-

briefungsposition extern geratet oder kann

das Rating aus einer Referenzverbriefungs-

position abgeleitet werden, ist der rating-

basierte Ansatz zugrunde zu legen. Anderen-

falls ist zu pr�fen, ob das Verbriefungsrisiko-

Deutsche Bundesbank

Ermittlung der Kreditrisikominderung aus Aufrechnungsvereinbarungen

1 Pensions-, Darlehens- sowie vergleichbare Geschäfte über Wertpapiere oder Waren und Lombardkredite.

Aufrechnungsvereinbarung

Laufzeit-
methode

Markt-
bewertungs-

methode

Standard-
methode

Interne
Modelle
Methode

mit Laufzeitbereinigung,
Währungsinkongruenz-
und Wertschwankungs-

zuschlag

unter Verwendung
modellbasierter

Schwankungszuschläge

Interne
Modelle
Methode

Interne
Modelle
Methode

Verfahren mit Lauf-
zeitbereinigung und

Währungsinkongruenz-
zuschlag

über Derivate

über nichtderivative Geschäfte mit
Sicherheitennachschüssen 1)

produktübergreifend

aufsichtlich 
vorgegebene 
Methoden

über wechselseitige
Geldforderungen

und -schulden

...bei KSA-
Verbriefungs-
positionen...

...und IRBA-
Verbriefungs-
positionen



DEUTSCHE
BUNDESBANK
E U R O S Y S T E M

Monatsbericht
Dezember 2006

84

gewicht nach dem aufsichtlichen Formel-

Ansatz ermittelt werden kann. F�r bestimmte

Verbriefungspositionen im Rahmen von

ABCP-Programmen kann statt des aufsicht-

lichen Formel-Ansatzes auf Antrag und nach

Genehmigung durch die Aufsicht ein internes

Einstufungsverfahren zur Ermittlung der Boni-

t�tseinstufung und damit des Verbriefungs-

risikogewichts verwendet werden. IRBA-Ver-

briefungspositionen, auf die keines der vorge-

nannten Verfahren Anwendung findet, sind

mit 1 250% zu gewichten oder vom haften-

den Eigenkapital abzuziehen. Abweichend

davon steht f�r qualifizierte Verbriefungs-

Liquidit�tsfazilit�ten noch eine unter dem

Widerrufsvorbehalt der Aufsicht stehende

„R�ckfalll�sung“ zur Verf�gung, welche zur

Vermeidung des Abzugs beziehungsweise

der 1 250%-Gewichtung die Anwendung

des h�chsten KSA-Risikogewichts im verbrief-

ten Portfolio erm�glicht.

Zus�tzliche Eigenkapitalanforderung f�r

operationelle Risiken

Bislang waren sogenannte sonstige Risiken,

unter denen die operationellen Risiken beson-

ders wichtig sind, mit dem Solvabilit�tskoeffi-

zienten von 8% „pauschal“ abgedeckt. Da

k�nftig jedoch der regulatorische Eigenkapi-

talbedarf f�r Kreditrisiken wesentlich exakter

berechnet wird, ist eine explizite Kapitalunter-

legung von operationellen Risiken vorgese-

hen. Die SolvV sieht hierf�r drei alternative

Berechnungsmethoden vor:

– Basisindikatoransatz

Deutsche Bundesbank

Bestimmung des Verbriefungsrisikogewichts (RW)

1 Nach Zulassung der Aufsicht anwendbar auf Forderungen gegenüber ABCP-Programmen, die keine forde-
rungsgedeckten Geldmarktpapiere sind.

Verbrieftes Portfolio besteht überwiegend aus

IRBA-Positionen

IRBA-Verbriefungstransaktion

Ratingbasierter 
Ansatz

Aufsichtlicher 
Formel-Ansatz

Internes Einstu-
fungsverfahren 1)

Ausnahmen:

oder

sonst

(gem. § 226 
Abs. 4 SolvV)

RW 1 250% oder 
Abzug

– Rückfalllösung (qualifizierte Liquiditätsfazili-
täten; Widerrufsvorbehalt der Aufsicht)

Externes oder abgeleitetes Rating?

Bestimmung des RW

ja nein

Ausnahme:

Bestimmung des RW

ja nein

Extern geratete Position?

KSA-Positionen

KSA-Verbriefungstransaktion

Anhand Rating
RW 1 250% oder 

Abzug

– Durchschaumethode:
Durchschnittliches RW x Konzentrationsrate, 
wenn Portfoliozusammensetzung bekannt

– Zweitverlustposition in ABCP-Programmen;
RW = max {100%, höchstes RW im Pool}

– Qualifizierte Liquiditätsfazilitäten
RW = höchstes RW im Pool

Explizite
Ber�ck-
sichtigung
operationeller
Risiken
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– Standardansatz

– Fortgeschrittene Messans�tze (Advanced

Measurement Approaches: AMAs).

Berechnungsgrundlage f�r den Basisindika-

tor- und den Standardansatz ist der Dreijah-

resdurchschnitt des sogenannten „relevanten

Indikators“, der aus bestimmten Posten der

Gewinn- und Verlustrechnung zu berechnen

ist (Zins-, Provisions�berschuss, Handelsergeb-

nis und sonstige betriebliche Ertr�ge). Die

Eigenkapitalunterlegung ergibt sich bei An-

wendung des Basisindikatoransatzes, indem

der „relevante Indikator“ pauschal mit 15%

multipliziert wird. Bei Nutzung des Standard-

ansatzes ist zum Zwecke der Berechnung der

Eigenkapitaldeckung der „relevante Indika-

tor“ auf acht in der SolvV definierte Ge-

sch�ftsfelder aufzuteilen und mit Gewich-

tungss�tzen zwischen 12% und 18% zu

multiplizieren. Alternativ kann ein Institut,

welches �berwiegend Privat- oder Firmen-

kundengesch�ft betreibt, bei Verwendung

des Standardansatzes nach vorheriger Zu-

stimmung der Aufsicht den Anrechnungsbe-

trag in diesen Gesch�ftsfeldern durch Multi-

plikation des nominalen Kreditvolumens mit

einem aufsichtlich vorgegebenen Faktor von

0,035 berechnen.

Sofern die Aufsicht einem Institut erlaubt,

einen fortgeschrittenen Messansatz zu ver-

wenden, kann es den Eigenkapitalbedarf un-

ter Ber�cksichtigung von qualitativen und

quantitativen aufsichtlichen Vorgaben mit

einem institutseigenen Modell berechnen.

Hierzu wird vorab eine Zulassungspr�fung

durch die Aufsicht durchgef�hrt.

Regelung f�r andere

Marktrisikopositionen

Die Marktrisikoregelungen des GS I werden

– abgesehen von notwendigen systemati-

schen Anpassungen an die neuen Kredit-

risikoregelungen – inhaltlich �berwiegend

unver�ndert durch den Basel II-Umsetzungs-

prozess in die SolvV �bernommen. Allerdings

wird ein neues Standardverfahren aufgenom-

men, das die Eigenmittelunterlegung von

Marktrisikopositionen regelt, die in den bisher

vorhandenen Standardverfahren nicht ange-

messen erfasst werden konnten. Darunter fal-

len zum Beispiel Finanzkontrakte, die sich auf

Wettervariablen, CO2-Emissionen oder volks-

wirtschaftliche Kennzahlen beziehen. Metho-

disch liegt dem neuen Verfahren eine histo-

rische Simulation zugrunde.

Ermittlung der Angemessenheit

der Eigenmittel

Die Ermittlung der Mindesteigenkapitalanfor-

derungen unter Basel II beziehungsweise der

SolvV ergibt sich damit wie folgt:

Eigenmittel
12;5 � ðRWAðneuÞ þMRPðneuÞ þOpRÞ

>� 8%7)

Neue Offenlegungspflichten

Die in S�ule III des Basel II-Rahmenwerks be-

ziehungsweise den ge�nderten EG-Richtlinien

neu vorgesehenen Offenlegungspflichten wur-

den wegen des engen Zusammenhangs mit

7 RWAðneuÞ steht f�r den Anrechnungsbetrag der risiko-
gewichteten Aktiva, ermittelt nach SolvV; MRPðneuÞ steht
f�r den Anrechnungsbetrag der Marktriskopositionen, er-
mittelt nach SolvV; OpR steht f�r den Anrechnungs-
betrag f�r das operationelle Risiko.

Unterlegung
von Markt-
risikopositionen

Ermittlung der
Mindeskapital-
anforderungen
unter Basel II
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den Eigenmittelregelungen in die SolvV auf-

genommen. Dabei ist die Offenlegungspflicht

generell auf die Gruppenbetrachtung gerich-

tet, f�r gruppenangeh�rige Unternehmen be-

steht keine eigene Verpflichtung zur Offen-

legung.

Institute beziehungsweise �bergeordnete Ins-

titute m�ssen die geforderten Angaben j�hr-

lich, international t�tige Institute zumindest

halbj�hrlich in einem geeigneten Medium

(z.B. auf der eigenen Internet-Seite) ver-

�ffentlichen, sofern eine Offenlegung nicht

bereits im Rahmen von anderen Publizit�ts-

anforderungen erfolgt ist. Die Offenlegung

umfasst insbesondere Informationen zum

Risikomanagement in Bezug auf aufsichtlich

vorgegebene Risikobereiche, zur Eigenmittel-

struktur, zur Angemessenheit der Eigenmit-

telausstattung sowie detaillierte Angaben in

Bezug auf Adressenausfallrisiken, Marktrisi-

ken und operationelle Risiken, zu Verbriefun-

gen, zu den Kreditrisikominderungstechni-

ken, zum Zins�nderungsrisiko des Anlagebu-

ches und zu Beteiligungen des Anlagebuches.

Großkredit- und

Millionenkreditverordnung

Die Bankenrichtlinie stellt hinsichtlich der

Definition des Risikobegriffs f�r Großkredite

auf die Solvenzregelungen ab. Dabei sind

aber grunds�tzlich nicht die Risikogewichtun-

gen zu ber�cksichtigen, da diese Gewichtun-

gen und Risikograde nur dazu dienen, die all-

gemeine Solvabilit�tsanforderung zur Eigen-

kapitalunterlegung des Kreditrisikos zu ermit-

teln. Zur Begrenzung der maximalen Verlust-

risiken eines Kreditinstituts in Bezug auf einen

Kunden oder eine Gruppe verbundener Kun-

den ist f�r die Bestimmung von Großkrediten

grunds�tzlich der Nominalwert des Kredits

ohne Anwendung von Gewichtungen oder

Risikograden zugrunde zu legen. Allerdings

k�nnen die Wirkungen der Kreditrisikominde-

rungstechniken in �hnlicher Weise ber�ck-

sichtigt werden wie bei der Berechnung der

Mindesteigenkapitalanforderungen. Dement-

sprechend waren bei der Neufassung der

GroMiKV hinsichtlich der Ermittlung der Be-

messungsgrundlage f�r derivative Gesch�fte

auch die Standardmethode und die Interne

Modelle Methode einzuf�hren sowie Vor-

schriften hinsichtlich der Kreditrisikominde-

rungstechniken aufzunehmen.

Hinsichtlich der Anerkennung von Kreditrisi-

kominderungstechniken innerhalb der Groß-

kreditvorschriften kann die Aufsicht Instituten

auf Antrag widerruflich gestatten, die nach

der SolvV ber�cksichtigungsf�higen Finanz-

sicherheiten mit ihrem schwankungsbereinig-

ten Wert zu ber�cksichtigen, das heißt, an-

stelle des nach den allgemeinen Bestimmun-

gen der GroMiKV ermittelten Kreditbetrages

den an Finanzsicherheiten angepassten Kre-

ditbetrag zu verwenden. Dar�ber hinaus k�n-

nen IRBA-Institute die Besicherungswirkun-

gen von Finanzsicherheiten bei der Ermittlung

der Kreditbetr�ge ber�cksichtigen, soweit sie

f�r eine Forderungsklasse eigene Sch�tzun-

gen f�r die Risikoparameter „Verlustquote

bei Ausfall“ (LGD) sowie „IRBA-Konversions-

faktor“ vornehmen d�rfen und dabei die

Wirkungen zuverl�ssig sch�tzen k�nnen, die

Finanzsicherheiten unabh�ngig von anderen

LGD-relevanten Aspekten auf ihre Kreditrisi-

Halbj�hrliche
oder j�hrliche
Offenlegung

Großkredite
werden nicht
risiko-
gewichtet ...

... aber
Kreditrisiko-
minderungs-
techniken
k�nnen analog
zur SolvV aner-
kannt werden
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ken haben.8) Ein Institut muss dabei in einer

Weise verfahren, die mit dem f�r die Ermitt-

lung seiner Eigenkapitalanforderungen ange-

wandten Ansatz in Einklang steht. Außerdem

d�rfen Institute Finanzsicherheiten, Gew�hr-

leistungen einschließlich Kreditderivate und

Handelsbuchsicherheiten als anzeige- oder

anrechnungserleichternd ber�cksichtigen, so-

fern sie hinsichtlich der Bewertung dieser

Sicherheiten und der Steuerung der mit die-

sen Sicherheiten verbundenen Risiken in der

Verordnung n�her bestimmte Anforderungen

erf�llen.

Liquidit�tsverordnung

Obwohl kein sachlicher Zusammenhang be-

steht, erfolgt zeitgleich mit der Basel II-Um-

setzung auch die �berf�hrung des Grund-

satzes II (GS II) in eine Liquidit�tsverordnung

(LiqV) nach § 11 KWG.

Mit der LiqV werden die quantitativen Liquidi-

t�tsregeln im Sinne einer risikoorientierteren

und prinzipienbasierten Aufsicht moderni-

siert. Ab 2007 haben die Institute erstmals

die M�glichkeit, nach vorheriger Genehmi-

gung durch die Aufsicht eigene Risikomess-

und -steuerungsverfahren zur Begrenzung

des Liquidit�tsrisikos bankaufsichtlich zu nut-

zen. Ein solches institutsindividuelles Verfah-

ren muss dabei strikten Anforderungen gen�-

gen, deren Einhaltung von der Aufsicht im

Zuge einer Zulassungspr�fung beurteilt wird.

F�r Institute, die keine eigenen Verfahren

nutzen, �ndert sich durch die LiqV kaum

etwas an der bisherigen Praxis, da die be-

stehenden Regelungen des GS II im Wesent-

lichen unver�ndert als „Standardansatz“ in

die Verordnung �bernommen werden.

Institute, die w�hrend des Jahres 2007 �ber-

gangsweise noch den GS I nutzen, k�nnen bis

zum 1. Januar 2008 gleichermaßen noch den

GS II anstelle der neuen LiqV anwenden.

Die qualitativen Elemente der Baseler

S�ule II in den Mindestanforderungen

an das Risikomanagement

Mit den am 20. Dezember 2005 ver�ffent-

lichten Mindestanforderungen an das Risiko-

management (MaRisk)9) wird § 25a Absatz 1

KWG konkretisiert, der ein angemessenes

Risikomanagement fordert. Mit den MaRisk

werden die qualitativen Anforderungen der

Baseler S�ule II abgedeckt. Die MaRisk stehen

f�r einen prinzipienorientierten Ansatz und

setzen das im Rahmen des Supervisory Review

Process (SRP) in den Artikeln 22, 123 und 124

der Bankenrichtlinie verankerte Prinzip der

doppelten Proportionalit�t um. Auf Basis von

zahlreichen �ffnungsklauseln erm�glichen

die MaRisk in Abh�ngigkeit von Gr�ße, Ge-

sch�ftsschwerpunkten und Risikosituation der

Kreditinstitute eine vereinfachte Anwendung.

8 F�r die Ermittlung sind dabei die Kreditbetr�ge mit dem
LGD-Anpassungsfaktor zu multiplizieren, der sich aus der
Differenz aus eins und dem Quotienten aus der selbst ge-
sch�tzten Verlustquote bei Ausfall, die sich f�r diesen
Kredit bei Ber�cksichtigung der Finanzsicherheiten
erg�be, und der f�r diesen Kredit ohne der vorhandenen
Finanzsicherheiten selbst gesch�tzten Verlustquote er-
rechnet.
9 Die MaRisk in der aktuellen Fassung mit eingearbeite-
ten Fachgremiumsbeschl�ssen sowie Protokollen des FG
MaRisk stehen auf der Internetseite der Bundesbank zur
Verf�gung unter www.bundesbank.de/bankenaufsicht/
bankenaufsicht_marisk.php.

Kein direkter
Zusammenhang
mit der
Umsetzung
von Basel II

Anerkennung
institutseigener
Mess- und
Steuerungs-
verfahren

Prinzip der
doppelten
Proportionalit�t
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Die in der Baseler S�ule II enthaltenen qualita-

tiven Elemente des internen Kapitalalloka-

tionsprozesses (Internal Capital Adequacy As-

sessment Process: ICAAP) sind in die MaRisk

eingeflossen. So wurden zum Beispiel Anfor-

derungen an die Risikotragf�higkeit (AT 4.110))

eingef�hrt sowie bei den Anforderungen an

die Risikosteuerungs- und -controllingpro-

zesse neben den bereits fr�her in den Min-

destanforderungen an das Kreditgesch�ft

(MaK) und den Mindestanforderungen an das

Handelsgesch�ft (MaH) geregelten Adressen-

ausfall- und Marktpreisrisiken des Handels-

buches drei neue Risikokategorien aufgenom-

men: Zins�nderungsrisiken im Anlagebuch

(BTR 2.3 „Marktpreisrisiken des Anlage-

buches“), Liquidit�tsrisiken (BTR 3) und ope-

rationelle Risiken (BTR 4). Nicht Bestandteil

der MaRisk sind die Vorgaben zu Zins�nde-

rungsrisiken im Anlagebuch, insbesondere

zum Zinsschock11) da es sich hierbei um ein

quantitatives Element des SRP handelt.

Derzeit arbeiten BaFin und Bundesbank ge-

meinsam an der �berarbeitung der bankauf-

sichtlichen Regelungen zum Outsourcing und

deren Integration in die MaRisk. �hnlich wie

bei den MaHs ist auch in diesem Bereich eine

prinzipienbasierte, praxisgerechte Moderni-

sierung und Verschlankung der Regeln das

Ziel. Dabei sind auch die Vorgaben der Fi-

Deutsche Bundesbank

Interne Kontrollverfahren

Struktur der Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk)

Modul Besonderer Teil (BT)
BT 1 Besondere Anforderungen
 an das interne Kontrollsystem
 –  BT O Anforderungen an die Aufbau-
   und Ablauforganisation
 –  BT R Anforderungen an die
   Risikosteuerungs- und
   -controllingprozesse
BT 2 Besondere Anforderungen an die
 Ausgestaltung der Internen Revision

Modul Allgemeiner Teil (AT)
AT 1 Vorbemerkung
AT 2 Anwendungsbereich
AT 3 Gesamtverantwortung der
 Geschäftsleitung
AT 4 Allgemeine Anforderungen
 an das Risikomanagement
AT 5 Organisationsrichtlinien
AT 6 Dokumentation
AT 7 Ressourcen
AT 8 Aktivitäten in neuen Produkten
 oder auf neuen Märkten
AT 9 Outsourcing

AT 4.1  Risikotragfähigkeit

AT 4.2  Strategien

AT 4.3   Internes Kontrollsystem
 – AT 4.3.1 Aufbau- und
    Ablauforganisation
 – AT 4.3.2 Risikosteuerungs- und
    -controllingprozesse
    – Identifi zierung,
     Beurteilung,
     Steuerung,
     Überwachung,
     Kommunikation
     der wesentlichen
     Risiken

BT 1
BT O

BT R

AT 4.4   Interne RevisionBT 2

Risikomanagement MaRisk
(Grundlage: § 25a Abs. 1 KWG)

10 Allgemeiner Teil (AT); Besonderer Teil (BT); Besonderer
Teil Risikosteuerungs- und -controllingprozesse (BTR).
11 Vgl.: Textziffer 764 der �berarbeiteten Rahmenverein-
barung vom Juni 2004.

Qualitative
Elemente aus
der Baseler
S�ule II

Integration des
Outsourcing-
Rundschreibens
in die MaRisk
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nanzmarktrichtlinie 2004/39/EG12) und der

Durchf�hrungsrichtlinie 2006/73/EG der Kom-

mission sowie die kurz vor der Ver�ffent-

lichung stehenden Guidelines des Commit-

tees for European Banking Supervisors (CEBS)

zum Outsourcing zu ber�cksichtigen, so dass

die Outsourcing-Regeln dann sowohl im Ban-

ken- als auch im Wertpapiersektor gelten.

Kreditinstitute konnten bereits seit Inkrafttre-

ten der MaRisk Ende 2005 die gegen�ber

den fr�heren MaH und MaK geschaffenen Er-

leichterungen und Gestaltungsspielr�ume in

Anspruch nehmen. Die bei der Umsetzung

der Bankenrichtlinie in die MaRisk eingeflos-

senen Vorgaben zum SRP und insbesondere

dem ICAAP werden hingegen erst dann ge-

pr�ft und aufsichtlich sanktioniert, wenn die

Institute mit der Anwendung der Risikomess-

ans�tze gem�ß SolvV beginnen.13)

EU-weit harmonisiertes

Solvabilit�tsmeldewesen

Im Meldewesen wird mit einem EU-weit ein-

heitlichen, auf Ebene des CEBS entwickelten

Solvabilit�tsmeldesystem (Common Report-

ing: COREP) ein v�llig neuer Weg beschritten.

Bisher war das auf dem KWG beziehungs-

weise dem GS I basierende Solvenzmeldewe-

sen von der Aufsicht auf nationaler Ebene

entwickelt worden. In der SolvV wird nun-

mehr das COREP-Meldesystem in seiner

Struktur komplett �bernommen. Nationale

Spielr�ume gibt es f�r die Aufsicht hingegen

hinsichtlich des Detaillierungsgrades der von

den Instituten zu erhebenden einzelnen An-

gaben. Die SolvV verlangt in diesem Zusam-

menhang lediglich Angaben auf einem hohen

Aggregationsniveau, um dem aufsichtlich ge-

steckten Ziel eines m�glichst schlanken Mel-

dewesens gerecht zu werden.

Die Institute beziehungsweise die �bergeord-

neten Institute haben k�nftig nicht mehr wie

bislang monatlich, sondern nur noch in vier-

telj�hrlichem Turnus Meldungen nach der

SolvV bei der Aufsicht einzureichen und wer-

den hierdurch von Meldepflichten entlastet.

Zudem wird nach den neuen Regelungen

auch die Einreichungsfrist f�r Meldungen auf

Einzelinstitutsebene zugunsten der Institute

verl�ngert: Ab dem Meldestichtag Ende M�rz

2007 m�ssen diese Meldungen nicht mehr

bis zum f�nften, sondern bis zum 15. Ge-

sch�ftstag nach Ultimo erfolgen. Bei den Mel-

dungen f�r die Instituts- und Finanzholding-

Gruppen bleibt es jedoch bei der Einrei-

chungsfrist von einem Monat nach Melde-

stichtag.

Ausblick

Die Arbeiten an der rechtlichen Umsetzung

der neugefassten EG-Richtlinien sind mit der

Ver�ffentlichung des neuen KWG am 22. No-

vember und der SolvV und der ge�nderten

GroMiKV im Dezember 2006 im Bundesge-

setzblatt abgeschlossen. Welche Auswirkun-

12 In der Finanzmarktrichtlinie, im Allgemeinen als MiFID
bezeichnet, werden die Voraussetzungen f�r das Erbrin-
gen von Wertpapierdienstleistungen geregelt. Die MiFID
l�st die fr�here Wertpapierdienstleistungsrichtlinie 1993/
6/EWG ab.
13 In der �bergangsphase bis zum 1. Januar 2008 wird
die Aufsicht die Umsetzung der MaRisk einzelfallspezi-
fisch pr�fen.

Umsetzung
der MaRisk

EU-weit
einheitliches
statt auf natio-
naler Ebene
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Meldewesen

Meldungen
zuk�nftig
viertelj�hrlich
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gen werden die neuen Regelungen haben,

und was bleibt noch zu tun?

Zuvorderst ist die Umsetzung in fachlicher

Hinsicht noch nicht als abgeschlossen zu be-

zeichnen: Die deutsche Bankenaufsicht mit

BaFin und Bundesbank befindet sich zusam-

men mit den Instituten, die einen Antrag auf

Zulassung fortgeschrittener Risikomessverfah-

ren gestellt haben, mitten im IRBA- und

AMA-Zulassungsprozess. Dieser Prozess wird

noch einige Zeit in Anspruch nehmen – nicht

zuletzt durch die großz�gigen Regeln zum

schrittweisen �bergang in die fortgeschritte-

nen Risikomessans�tze, die es Banken erm�g-

lichen, auch noch in einigen Jahren Antr�ge

auf Erstzulassung auf Institutsebene oder auf

Zulassung einzelner, zus�tzlicher Ratingsyste-

me zu stellen. Bez�glich der S�ule I der neuen

Eigenkapitalregelungen kann man mit dem

Abschluss der regulatorischen Umsetzung da-

her eher vom Erreichen eines (wichtigen)

Etappenziels als der Ziellinie der Umsetzungs-

arbeiten sprechen.

Nach Abschluss der rechtlichen Umsetzung

wird sich im Rahmen des Baseler Ausschusses

eine Arbeitsgruppe unter Leitung der Bundes-

bank mit der Beobachtung der Kapitalanfor-

derungen nach dem neuen Eigenkapital-

regime befassen. Dieses „Monitoring“ soll

sicherstellen, dass die Ziele des Baseler Aus-

schusses – Kapitalanreize f�r die Anwendung

fortgeschrittener Risikomessverfahren bei

gleichzeitiger Erhaltung des Kapitals im Ge-

samtsystem – erreicht werden. Die Kapitalan-

forderungen unter Basel II sind so kalibriert,

dass sie in Deutschland derzeit zu leichten

Kapitalabsenkungen von circa 5% im neuen

KSA und zu etwas h�heren Kapitalabsenkun-

gen von circa 8% im IRBA f�hren. Die An-

reize zum �bergang in risikosensitivere An-

s�tze sind damit derzeit richtig gesetzt. Je nach

Ergebnis des „Monitorings“ ist eine Rekali-

brierung der Baseler Risikogewichtsfunktio-

nen in Zukunft aber nicht ausgeschlossen.

Auch an der zweiten S�ule, in Deutschland

umgesetzt in den MaRisk, werden die fach-

lichen Arbeiten weitergehen. Mit den Anfor-

derungen an den ICAAP wird in Deutschland

Neuland betreten. Die Entwicklung der bank-

internen methodischen Ans�tze ist sehr dyna-

misch und noch nicht abgeschlossen. In die-

sem Umfeld werden sich die konkreten An-

forderungen der Bankenaufsicht an den

ICAAP in Abh�ngigkeit von Gr�ße und Kom-

plexit�t der Institute im Rahmen des heute

„Machbaren“ erst im Laufe der Zeit genauer

herausbilden. Sie werden sich zudem – mit

dem methodischen Fortschritten in den Insti-

tuten – �ber die Zeit ver�ndern.

Im ICAAP werden sich weiter heutige natio-

nale Anforderungen an ein integriertes Risi-

komanagement und zuk�nftige regulatori-

sche �berlegungen treffen: Die Risk Model-

ling and Management Group des Baseler

Ausschusses hat in langfristiger Vorbereitung

auf eine m�gliche aufsichtliche Anerkennung

von Kreditrisikomodellen damit begonnen,

den Stand der Modellierung und ihre Einbin-

dung in �konomische Kapitalmodelle zu ana-

lysieren und zu bewerten. Kurzfristig k�nnen

deren Ergebnisse wertvolle Impulse f�r den

ICAAP liefern, denn eben diese bankinternen

Kredit- und Kapitalmodelle bilden bei den

fortgeschritteneren Instituten den Kern des

Fachliche
Umsetzung
noch nicht
abgeschlossen

Laufende Beob-
achtung der
Entwicklung
der Kapital-
anforderungen

Der ICAAP:
bankaufsicht-
liches Neuland
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ICAAP, wenngleich sie so nicht aufsichtlich

vorgeschrieben sind.

Die Bankenaufsicht wird sich dar�ber hinaus

der �berarbeitung der aktuellen regulatori-

schen Eigenkapitaldefinition sowie der Erar-

beitung internationaler Standards zur Mes-

sung und �berwachung des Liquidit�tsrisikos

widmen. Bei letzterem Projekt werden BaFin

und Bundesbank auf internationaler Ebene

die Anerkennung bankinterner Liquidit�tsrisi-

komodelle f�r bankaufsichtliche Zwecke in

die Diskussion einbringen.

Insgesamt wird sich der mit Basel II einge-

schlagene Weg weiter fortsetzen, fortge-

schrittenen Instituten die Nutzung moderner

bankinterner Risikomesssysteme f�r immer

mehr Risikoarten und Risikosysteme zu erlau-

ben, w�hrend gleichzeitig aufsichtliche Stan-

dardmethoden f�r weniger fortgeschrittene

Institute angeboten werden. Die Institute

werden damit in die Lage versetzt, sich eigen-

verantwortlich f�r den Komplexit�tsgrad ei-

gener Risikomess- und -managementsysteme

entscheiden zu k�nnen, der am besten zu

ihnen und ihrer Gesch�ftsstruktur passt.

Eigenkapital-
definition,
Liquidit�tsrisiko
und...

...moderne
Risikomess-
systeme
zuk�nftig im
Fokus




